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Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Einfluss von Nicht-

Regierungsorganisationen auf die Umweltpolitik der Europäischen Union. Im 

Mittelpunkt stehen hierbei Umweltverbände, die Lobbying bei den EU-Institutionen 

betreiben. 

Es scheint sich sowohl bei den nationalen Regierungen der EU-Mitgliedstaaten, als 

auch bei der jeweiligen Bevölkerung die Erkenntnis durchzusetzen, dass die 

Umweltpolitik effizienter auf EU-Ebene betrieben werden kann.  

In einer Spezialuntersuchung des Eurobarometers zum Thema Umweltpolitik wurden 

1995 die Menschen in den Mitgliedsländern der Union dazu befragt, ob die 

Umweltpolitik eine nationale Angelegenheit ist, oder ob Umweltpolitik auf 

Gemeinschaftsebene praktiziert werden sollte. 

 
 Frank-

reich 
Belgien Nieder-

lande 
Deut. 
West 

Deut. 
Ost 

Luxem-
burg. 

Däne- 
mark 

Irland Nord-
Irland 

Umweltpolitik 
nationale 
Angelegenheit 

260 
26,5% 
 

298 
30,3% 

142 
14,4% 

252 
24,8% 

185 
18,4% 

107 
22,7% 

354 
36,0% 

366 
38,4% 

111 
39,6% 

Umweltpolitik 
Sache der EU 

721 
73,5% 

684 
69,7% 

842 
85,6% 

765 
75,2% 

820 
81,6% 

365 
77,3% 

630 
64,0% 

586 
61,6% 

169 
60,4% 

 
 
 Groß- 

Britan. 
Griechen 
land 

Nor- 
wegen 

Spanien Portugal Italien Finn- 
land 

Schwe- 
Den 

Öster- 
reich 

Umweltpolitik 
nationale 
Angelegenheit 

333 
32,5% 

301 
30,9% 

335 
35,0% 

236 
25,2% 

247 
29,1% 

292 
29,0% 

430 
42,9% 

414 
41,4% 

398 
42,4% 

Umweltpolitik 
Sache der EU 

692 
67,5% 

673 
69,1% 

622 
65,0% 

702 
74,8% 

603 
70,9% 

716 
71,0% 

573 
57,1% 

585 
58,6% 

540 
54,6% 

�4XHOOH��(XUREDURPHWHU������������ 
 

Es zeigt sich, dass in allen Mitgliedsländern eine breite Mehrheit dafür ist, dass 

Umweltpolitik auf Ebene der EU betrieben werden sollte. Den höchsten Wert hat 

hierbei die Niederlande, wo über 85% der Bevölkerung dieser Meinung sind. 

Auch innerhalb des politischen Systems der EU scheint die Umweltpolitik einen 

immer größer werdenden Stellenwert einzunehmen.  

Angesichts globaler Umweltprobleme, die sich in länderübergreifenden Katastrophen 

widerspiegeln, scheint es erforderlich, Umweltpolitik auf supranationaler Ebene zu 

betreiben. Besonders das sog. „Jahrhundert-Hochwasser“ im August 2002 in 
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Deutschland, Tschechien und Österreich vergegenwärtigt, dass bei der Lösung  von 

Umweltproblemen länderübergreifende Maßnahmen nötig sind.  

Auch wenn diese Hochwasserkatastrophe möglicherweise nicht kausal mit der 

Erhöhung des CO2-Anteils in der Atmosphäre zusammenhängt, so ist doch 

„wissenschaftlich erwiesen, dass der Mensch für die Erwärmung des Erdballs 

wesentlich verantwortlich ist“1 und somit zumindest eine Ursache für die 

Veränderung des Weltklimas darstellt. 

Die Europäische Union hat diesbezüglich sowohl die Möglichkeit, verbindliche 

umweltpolitische Entscheidungen für ihre Mitgliedstaaten festzusetzen, als auch im 

Rahmen einer weltweiten Klimadebatte eine Vorreiterrolle einzunehmen. Denn selbst 

diejenigen Mitgliedstaaten, die „die EU eher als funktionalen Zweckverband sehen, 

haben keine grundsätzlichen Einwände, im Rahmen eines europäischen Verbandes 

eine größere Rolle in der Weltpolitik zu spielen“2. 

Erste Anzeichen hierfür zeigten sich beispielsweise daran, dass bei der 

Weltklimakonferenz in Kyoto im Dezember 1997 die EU mit einem gemeinsamen 

Positionspapier an den Verhandlungstisch ging. 

Allerdings zeichnet sich die Europäische Union nach landläufiger Ansicht durch ein 

erhebliches demokratisches Defizit aus. Hauptkritikpunkt hierbei sind oft die geringen 

Partizipationsmöglichkeiten der Bürger. 

Insofern bilden die Umweltverbände, die auf EU-Ebene tätig sind, eine intermediäre 

Instanz zwischen den Bürgern der Union und dem politisch-administrativen System 

der Union. Daher soll in dieser Arbeit untersucht werden, welche Einfluss- und 

Gestaltungsmöglichkeiten die europäischen Umweltverbände auf die Umweltpolitik 

der EU besitzen. 

                                                
1 Illinger/Thurau (2002): 2 
2 Jachtenfuchs (1996): 445 


